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Klimagipfel Kopenhagen - 

Politiker- oder Systemversagen? 

Ob nicht schon vor Jahrzehnten ein-
schneidende Maßnahmen zum Klima-

schutz hätten ergriffen werden müssen, 

darüber muss nicht mehr ernsthaft ge-

stritten werden. Die Zeit sollte in die-
ser Frage daher reif sein für eine Aus-

einandersetzung ganz anderer Art. Es 

sollte darüber debattiert werden, ob das 
jahrzehntelange globale Versagen in 

der Klimapolitik von einzelnen amtie-

renden Politikern zu verantworten ist 
oder ob es nicht einen viel tiefer lie-

genden Grund hat. Der eigentliche 

Grund könnte sein, dass von Staaten, 

wie sie sind, Besseres nicht zu erwar-
ten war.  Das Scheitern der Klimapoli-

tik könnte ein politisches Systemver-

sagen sein. 

Noch allerdings ist solche Vermutung 

im vorherrschenden Meinungsspekt-

rum kaum vertreten. Auch vor dem 

Kopenhagener Gipfel gab es wenig 
Stimmen, die dessen Scheitern für un-

vermeidlich hielten. Eher schien es 

stillschweigender öffentlicher Konsens 
zu sein, dass der Durchbruch zu einer 

verantwortungsvollen globalen Klima-

politik greifbar nahe oder zumindest 
doch nicht auszuschließen war. Man 

meinte offenbar, in Kopenhagen stehe 

es gewissermaßen Spitz auf Knopf, 

und mit genügend Verhandlungsge-
schick könne eine globale Wende in 

der Klimafrage gelingen, eine Wende 

nicht nur als Lippenbekenntnis, son-
dern eine Wende im realen klimapoli-

tischen Tun. Die Anreise von zahllosen 

Regierungschefs etwa wurde im Vor-
feld der Konferenz allgemein als viel-

versprechendes Zeichen gewertet, und 

für besonders vielversprechend hielt 
man, dass der amerikanische Präsident 

sich für die Schlussphase der Konfe-

renz angesagt hatte. Solche optimisti-

schen Einschätzungen wurden nicht 
etwa nur von Regierungen selbst und 

von regierungsnahen Kommentatoren 

in den Medien verbreitet. Auch Pro-
testorganisationen, die in Kopenhagen 

zahlreich vertreten waren, standen sol-

cher Einschätzung nahe. Eine große 
Mehrheit engagierter Umweltaktivisten 

war offenbar überzeugt, ihr Protest 

könne die politischen Entscheidungs-

prozesse vor und bei einer solchen 
Konferenz nennenswert beeinflussen. 

Dass in Kopenhagen bestenfalls ein 

rhetorisch bemänteltes Scheitern zu 
erwarten war, glaubte offenbar nicht 

einmal eine Minderheit der Protestie-

renden. 

Spätestens Ereignisse wie das Kopen-
hagener Scheitern sollten aber all de-

nen zu denken geben, die sich mit ih-

rem Protest in Sachen Klimaschutz an 
herkömmliche politische Instanzen 

wenden, also an herkömmliche Staa-

ten, Regierungen, Politiker und Partei-
en. Wer klimapolitisches Versagen 

nicht gleichgültig hinnehmen will, 

sollte sich in Zukunft fragen, ob Pro-

test in der bisherigen Form seine Ziele 
je erreichen kann. Die Kopenhagener 

Konferenz ist eines von mittlerweile 

zahllosen Ereignissen, die in dieser 
Hinsicht größte Skepsis nahelegen.  

Sie hat ein weiteres Mal gezeigt, dass 

politische Entscheidungsinstanzen 
herkömmlicher Art Herausforderungen 

wie dem menschengemachten Klima-
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wandel nicht gewachsen sind. Regie-

rungen sind hiervon überfordert, und 

überfordert sind ebenso die demokrati-

schen Entscheidungsprozesse, aus de-
nen Regierungen hervorgehen und in 

die sie eingebunden sind. Kopenhagen 

war ein Beispiel dafür, dass auch die 
Mitwirkung zahlloser höchster politi-

scher Entscheidungsträger bei einer 

solchen Konferenz alles andere als ein 

Hoffnungszeichen ist. Eine solche Gip-
felkonferenz ist zwangläufig ein Zu-

sammentreffen fachlich überforderter 

und damit inkompetenter politischer 
Generalisten. Deren Überforderung ist 

im Organisationsprinzip herkömmli-

cher Staatswesen systematisch ange-
legt. 

Dass bestehende Staaten für die Be-

wältigung von Aufgaben wie dem 

Klimaschutz ungeeignet sind, ergibt 
sich schon aus deren Entstehungsge-

schichte. Herkömmliche Regierungs-

formen wurden zu ihrer Entstehungs-
zeit für alles andere erdacht und ge-

formt als für kompetente Entscheidun-

gen auf solchen Gebieten. Auch die 

moderne Demokratie ist zugeschnitten 
auf ein politisches Aufgabenfeld, wie 

es zu ihrer Entstehungszeit vor ein paar 

Jahrhunderten bestand. Nicht nur, aber 
vor allem mit später aufgekommenen 

und noch aufkommenden neuartigen 

Politikinhalten sind herkömmliche 
Staatswesen daher systematisch über-

fordert. Umso mehr sind sie es mit 

einer globalen Koordination solcher 

Politikinhalte. 

Wer auf einem Politikfeld wie dem 

Klimaschutz mehr fordert, als her-

kömmliche Staaten und Staatenge-
meinschaften es vermögen, sollte sich  

daher fragen, in welchen politischen 

Entscheidungsstrukturen solche höhe-
ren Ziele überhaupt erreichbar wären. 

Wo immer letztlich, wie es in her-

kömmlichen Staaten der Fall ist, politi-

sche Generalisten über Fragen ent-

scheiden, denen allenfalls politische 

Spezialisten fachlich gewachsen sein 

könnten, und wo auch Wähler ihre 
Stimme nur als Generalisten in die 

Politik einbringen können, lassen sich 

Ziele wie der Klimaschutz nicht mit 
der notwendigen Sachkompetenz ver-

folgen und wird solchen Zielen nie die 

gebührende politische Priorität einge-

räumt werden. Dass die hohe Bedeu-
tung des Klimaschutzes in herkömmli-

cher Politik inzwischen wenigstens 

rhetorisch bejaht wird, ändert hieran 
nichts. In der politischen Praxis her-

kömmlicher Staaten bleibt die Klima-

politik unweigerlich hinter den sachli-
chen Erfordernissen zurück. 

Damit ein langfristiges Ziel wie Kli-

maschutz auf Dauer den notwendigen 

Stellenwert bekommt und mit der not-
wendigen Sachkompetenz verfolgt 

wird, müssten daher erst einmal politi-

sche Entscheidungsverfahren geschaf-
fen werden, die speziell hierauf zuge-

schnitten sind. Hierfür wären grundle-

gende organisatorische Umgestaltun-

gen bestehender Staatswesen vonnö-
ten, Umgestaltungen nämlich, die zu 

Formen neokratischer Staatsorganisa-

tion hinführen. Politische Protestbewe-
gungen, die - sei es national oder glo-

bal - in Sachen Klimaschutz aussichts-

reicher als bisher operieren wollen, 
sollten sich daher zunächst einmal 

neokratische Reformziele auf die Fah-

nen schreiben. Erst neokratisch refor-

mierte Staaten wären für solche Pro-
testbewegungen hinreichend kompe-

tente politische Adressaten, die be-

gründeten Protest angemessen rezipie-
ren würden. Solange sich solche kom-

petenteren Staatswesen nicht entwi-

ckeln, werden Protestbewegungen wie 
diejenigen zum Klimaschutz weiterhin 

viel zu wenig und viel zu spät politi-

sches Gehör finden. 
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Die Schaffung klimapolitisch kompe-

tenterer Staatswesen wäre schon des-

wegen dringlich, weil Versäumnisse 

auf diesem Gebiet langfristig irrepara-
bel sind. Klimaschädliche Immissionen 

lassen sich nicht nachträglich aus der 

Erdatmosphäre entfernen oder un-
schädlich machen. Das Ausmaß sol-

cher irreparablen, zukünftige Generati-

onen belastender Schäden wird davon 

abhängen, ob und wann für diesen Po-

litikbereich neue, Überforderungen 

vorbeugende staatliche Organisations-
formen entstehen werden. 
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